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Die Herausforderung 
annehmen 

"Morgen.DE. Deutschland 
Leiter denken." Unter die- 
Se»n Motto stand der zweite 
Ta8 der „1. Zukunftstage 

der CDU". 
Nachdem auf dem „Klei- 

nen Parteitag" das Konzept 
^Zuwanderung steuern und 
begrenzen. Integration för- 

dern" einstimmig beschlos- 
sen wurde, schloss sich die 
„Zukunftskonferenz" am 
darauffolgenden Tag an. 
1300 Gäste folgten der Ein- 
ladung der CDU in einen 
umgebauten Hangar des 
Berliner Flughafens Tem- 
pelhof,    (Fortsetzung S. 3) 
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1 BERLIN 

LAURENZ  MEYER: 

Die SPD verlässt 
die politische Mitte 

Die Abwahl des Berliner 
Senats mit den Stimmen 
von SPD, PDS und Grünen 
ist ein schlechter Tag für 
die Hauptstadt und ein 
falsches Signal für die po- 
litische Kultur in Deutsch- 
land. 

Die SPD hat mit ihrem 
Schritt deutlich gemacht, 
dass sie die politische Mitte 
verlässt und ihr Weg in linke 
Bündnisse führt. Eine de- 
mokratische Partei, die aber 
mit Unterstützung einer 
vom Verfassungsschutz be- 
obachteten Partei zusam- 
menarbeitet, stellt sich 
selbst ins Abseits. 

Die aktuellen Entwick- 
lungen sind offensichtlich 
Teil langfristiger Pläne der 
SPD. Aus rein machttakti- 
schen Gründen hat sie die 
PDS hoffähig und die Berli- 
ner Situation zum Probelauf 
für weitere Bündnisse mit der 
PDS sowohl auf Landes- als 
auch auf Bundesebene ge- 
macht. Für die Macht ver- 

kauft die SPD heute ihre 
Ideale und Wurzeln der Sozi- 
aldemokratie. Versicherun- 
gen der SPD, sie wolle kein 
rot-rotes Bündnis im Bund, 
sind nicht mehr glaubwürdig- 

Die Regierungsbeteili- 
gung einer spätsozialisti- 
schen Partei ist für die Wirt- 
schaft ein verheerendes Sig- 
nal. Die negativen Auswir- 
kungen einer rot-roten Zu- 
sammenarbeit belegen die 
Wirtschaftsdaten in Sach- 
sen-Anhalt. Firmen sind zum 
großen Teil abgewandert, 
neue nicht entstanden. Bei 
der Pro-Kopf-Verschuldung 
steht Sachsen-Anhalt mit 
über 10.500 DM pro Ein- 
wohner an der Spitze in 
Deutschland. 

Das SPD/PDS-Bündnis 
ist im Praxistest gescheitert- 
Eine rückwärtsgewandte 

Partei, die Unternehmen und 
Konzerne verstaatlichen win 
und in sozialistischen Denk' 
mustern verharrt, schadet der 
Zukunft der Hauptstadt. 
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ZUKUNFTSKONFERENZ 

Fortsetzung von Seite 1 
um die Möglichkeit zur Mit- 
gestaltung von Zukunftsthe- 
nien wahrzunehmen. 

Als Moderator für die 
Konferenz konnte Johannes 
B. Kerner gewonnen wer- 
den. Der bekannte TV-Mo- 
derator führte mit der von 
'hm bekannten Lockerheit 
durch den Tag. Gleich zu 
Beginn der Konferenz 
•nachte die Parteivorsit- 
zende Angela Merkel in ih- 
rer Begrüßung den An- 
spruch an die Politik der 
CDU in der Zukunft deut- 
lich: „Lösungen zu finden, 
wie man die Freiheit der 
Wissensgesellschaft nutzen 
kann, ohne die moralischen 
Maßstäbe zu verlieren." 

Forum 
„Wissenswelten" 

Bereits im ersten Forum 
Zeigte sich, dass es unter- 
schiedliche Auffassungen 
darüber gibt, welche Re- 
Sein in der Wissensgesell- 
schaft gelten sollen. Am 
Beispiel der aktuellen Gen- 
technik-Debatte disku- 
tierte Johannes B. Kerner 
fliese Fragestellung mit 
dem Leiter des Instituts für 
'•albleiterphysik in Frank- 
fuit/0., Abbas Ourmazd, 
Uem Hirnforscher Wolf 
Sir>ger, dem Moraltheolo- 
§en   Eberhard   Schocken- 

hoff und dem Berliner 
Journalisten Bernd Ulrich. 

Wolf Singer begrüßte es, 
dass sich die CDU Deutsch- 
lands die notwendige Zeit 
für die Gentechnik-Debatte 
nehme. Dabei forderte er, 
die breite Bevölkerung in 
Form eines „bottom-up- 
Prozesses" einzubeziehen. 
Nicht nur die Wissenschaft- 
ler und die Entscheidungs- 
trägermüssten überdie Ent- 
wicklungen informiert sein. 
Auch Bernd Ulrich sprach 
sich für eine offene Diskus- 
sion aus, die allerdings in 
einen konkreten Entschei- 
dungsprozess münden 
müsse. Aus moraltheologi- 
scher Sicht plädierte Eber- 
hard Schockenhoff dafür, 
den Menschen Orientie- 
rungswissen zur Verfügung 
zu stellen. Mindestvoraus- 
setzung sei dabei die Ein- 
sicht, dass die individuelle 
Freiheit dort ende, „wo 
die Lebensrechte und die 
Lebenschancen anderer 
berührt werden". 

Darüber hinaus wurde die 
Frage diskutiert, in wie weit 
die gesetzlichen Regelungen 
in Deutschland Wissen- 
schaft und Forschung im 
Vergleich zum Ausland be- 
hindern würden. Der US- 
Amerikaner Abbas Ourmazd 
erklärte, dass er in Deutsch- 
land schwierigere Arbeitsbe- 
dingungen vorfinde als im 
Ausland.    In   Deutschland 

werde jede Diskussion 
schnell zu einer Grundsatz- 
frage. Im Gegensatz zu der 
pragmatischen, prozessori- 
entierten Vorgehensweise in 
den angelsächsischen Län- 
dern operiere die Politik hier- 
zulande eher mit Verbots- 
schildern. So werde ver- 
sucht, bereits bei der Grund- 
lagenforschung alle mögli- 
chen Risiken auszuschließen 
anstatt zu versuchen, sie im 
Forschungs-Prozess zu ma- 
nagen. In diesem Zusam- 
menhang charakterisierte er 
Deutschland als „Warum- 
Gesellschaft" und die USA 
als „Warum-nicht-Gesell- 
schaft". 

Der Leiter des Max- 
Planck-Instituts für Hirnfor- 
schung, Wolf Singer, kriti- 
sierte, dass sich Deutsch- 
land zwar der Forschungser- 
gebnisse anderer Länder be- 
diene, jedoch nicht davor 
zurückschrecke, diese For- 
schung im eigenen Land zu 
verbieten. Singer forderte 
ein „hohes Sozialprestige" 
für alle, die Wissen vermit- 
telnwürden: Konkretnannte 
er Eltern und Lehrer. Zu- 
gleich wandte er sich scharf 
gegen die „Arroganz und Ig- 
noranz" der Gesellschaft im 
Umgang mit den intellektu- 
ellen Kapazitäten der jungen 
Menschen. Der Hirnfor- 
schcr forderte einen „kriti- 
schen, aufgeklärten Wissen- 
schaftsjournalismus",    um 
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die Kluft zwischen den For- 
schern und der breiten Be- 
völkerung zu reduzieren. 
Darüber hinaus schlug er 
vor, der Politik wissen- 
schaftliche Beratergremien 
an die Seite zu stellen, damit 
den Entscheidungsträgern 
gerade in Krisensituationen, 

Grenzen zu erkennen und zu 
setzen. Eine dieser Grenzen 
werde mit der Forschung an 
embryonalen Stammzellen 
klar überschritten. 

Außerdem sprach sich der 
Moraltheologe fürdie völker- 
rechtliche Kodifizierung 
ethischer   Mindeststandards 

eine eigene Fragestellung, die 
zur deutschen Wissenschafts- 
kultur dazugehöre und ein 
„Standortvorteil" sei. Absch- 
ließend appellierte Abbas 
Ourmazd an die deutsche Öf- 
fentlichkeit, die anstehenden 
Grundsatzdiskussionen mit 
der gebotenen Toleranz zu 

als Beispiel nannte Singer 
die BSE-Seuche, schneller 
und vor allem sachkundiger 
Fakten zur Verfügung ge- 
stellt werden könnten. 

In der Diskussion, in wie 
weit sich die ethische Dis- 
kussion als Forschungs- 
bremse erweise, sagte Eber- 
hard Schockenhoff, dass der 
Mensch den Auftrag habe, 
sein Leben in die eigenen 
Hände zu nehmen. Daraus 
ergebe sich ein prinzipielles 
Ja zu Wissenschaft und 
Technik. Allerdings habe 
der Mensch auch die Auf- 
gabe   und   die   Fähigkeit, 

aus, gerade im Bereich der 
Gentechnik. Es sei ethisch 
nicht vertretbar, menschliche 
Lebewesen zu vernichten 
bzw. als Forschungsmaterial 
zu verwenden, um anderen zu 
helfen. Dies bedeute einen 
Dammbruch, mit dem sich 
die Menschen in ihrer 
„Menschlichkeit" letztlich 
selbst beschädigen würden. 
Schokkenhoff forderte Wis- 
senschaftler und Politikerauf, 
sich stets die Gründe für 
menschliches Handeln vor 
Augen zu führen und zu fra- 
gen, „warum wir so handeln 
wie wir handeln". Dies sei 

führen und nicht zu einer 
„fundamentalistischen" De- 
batte ausufern zu lassen. 

Forum 
„Lebenswelten" 

Als zentrales Thema für 
die Zukunftsfähigkeit der 
deutschen Gesellschaft 
stand im zweiten Forum die 
Frage nach der Vereinbar- 
keit von Familie und Beruf- 
Neue Freiräume und gesell" 
schaftliche Akzeptanz füf 

die Kombination von Fami- 
lie und Beruf müssten ge' 
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schaffen werden, betonte 
die Vorsitzende der Jungen 
Union, Hildegard Müller. 
Dies setze nicht nur kon- 
krete Maßnahmen bei den 
Unternehmen voraus, son- 
dern auch die Förderung von 
Selbstverantwortung des 
Einzelnen in der Gesell- 
schaft und durch die Gesell- 
schaft. Die fehlende Veran- 
kerung und gesellschaftli- 
che Akzeptanz von Familie 
und Beruf, sei eine zentrale 
Ursache für den Geburten- 
Mangel in Deutschland, ur- 
teilte Gisela Erler, Inhaberin 
der Firma Familienservices, 
'n Frankreich oder Skandi- 
navien sei die gesellschaftli- 
che Akzeptanz von beruf- 
stätigen Müttern sehr hoch. 
Dies drücke sich sowohl 
durch die hohen Geburten- 
raten, wie auch die gleicher- 
maßen hohen Frauener- 
werbsquoten aus. Deutsch- 
land habe hier sowohl im 
Denken wie auch dem Han- 
deln einen erheblichen 
Nachholbedarf. 

Dabei steht die Familie 
bitten in einem Wirtschaftla- 
gen und gesellschaftlichen 
uTistrukturierungsprozess, 
^ie der Münchner Zeitfor- 
Scher Karlheinz Geißler fest- 
stellte. Das Leben werde im 
Zeitalter der Globalisierung 
' chneller, die Trennung zwi- 
schen Arbeit und Feierabend 
Gießend. Kinder müssten 
neute lernen, dass ihre Eltern 

am Abend zwar zu Hause 
seien, aber nicht unbedingt 
Zeit für sie hätten. Auf die 
Familie komme zunehmend 
die Aufgabe zu, die zur Ver- 
fügung stehende Zeit für ihre 
eigene Organisation zu nut- 
zen, statt sie zu leben. 

Familie, so Geißler, brau- 
che Zeit, also Langsamkeit 
und Stabilität. Und dies 
stehe im Gegensatz zu den 
Erfordernissen von Schnel- 
ligkeit und Flexibilität. 
„Liebe und Vertrauen sind 
nicht beschleunigbar", be- 
tonte der Zeitforscher. Des- 
halb müsse man an, die „Pro- 
duktivität der Langsamkeit" 
wieder stärker in den Mittel- 
punkt zu rücken. Die Men- 
schen brauchen einen Rhy- 
thmus von Aktivität und 
Ruhe. Deshalb habe auch der 
Sonntag als Tag der Ruhe 
eine hohe Bedeutung. Denn 
70 Prozent der Familien 
würden die Institution „Fa- 
milie" gerade beim Früh- 
stück am Sonntag erleben. 

Die Bedeutung des Sonn- 
tags für die Menschen unter- 
strich auch Gert Wagner vom 
Deutschen Institut für Wirt- 
schaftsforschung. Aller- 
dings wandte er sich gegen 
gesetzliche Reglementie- 
rungen zum Beispiel bei den 
Ladenöffnungszeiten. Viel- 
mehr müsse die Bedeutung 
des Sonntags wieder neu im 
Denken der Deutschen ver- 
ankert werden. Daran müs- 

sten alle gesellschaftlichen 
Gruppen arbeiten, auch die 
Kirchen und Vereine. 

Als einen wichtigen Pro- 
duktionsfaktor für sein Un- 
ternehmen nannte Thomas 
Sailer, Personalleiter des 
Textilunternehmens Rösch, 
die Zufriedenheit der Mitar- 
beiter. Schließlich gäben die 
Mitarbeiter ihre privaten 
Probleme nicht am Werk- 
stor ab. Das Tübinger Unter- 
nehmen - bundesweit aus- 
gezeichnet als „familien- 
freundlicher Betrieb" - be- 
treibt seit 1970 einen Be- 
triebskindergarten, der mitt- 
lerweile von 6 Uhr bis 20 
Uhr geöffnet ist, ein 
Schwimmbad und wird bald 
auch eine Kinderkrippe 
eröffnen. „Wir sichern un- 
sere Rentabilität über die 
Zufriedenheit unserer Mit- 
arbeiter", sagte Sailer. 

Forum 
„Politik machen" 

In diesem Forum erklärten 
der estnische Ministerpräsi- 
dent, Mart Laar, der Gelsen- 
kirchener Bürgermeister, 
Oliver Wittke, und CDU-Ge- 
neralsekretär, Laurenz 
Meyer, wie das Internet ein- 
gesetzt werden kann, um Po- 
litik transparenter zu machen 
und welche Möglichkeiten 
das Internet bietet, 
um den Bürgern mehr politi- 
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sehe Partizipationsmöglich- 
keiten zu eröffnen. Die drei 
Referenten stimmten darin 
überein,dass Politik und Ver- 
waltung sich zukünftig daran 
messen lassen muss, wie 
hoch die Bereitschaft ist, nut- 
zenorientierte Informationen 
in das Internet einzustellen. 

werde. Das Ziel für 2003 sei 
die Vernetzung aller poli- 
tisch relevanten Informatio- 
nen und die Bereitstellung 
aller öffentlichen Dienstlei- 
stungen im Internet. 

Der jüngste Oberbürger- 
meister Deutschlands, Oli- 
ver Wittke, schloss sich in 

sten kann. Die steigenden 
Zugriffszahlen auf die Ser- 
viceangebote würden deut- 
lich zeigen, dass die Men- 
schen ihre Scheu vor dem 
Internet ablegt hätten. 

Am Beispiel ausgewähl- 
ter Elemente des CDU- 
Internetangebots     erklärte 

An den Ausführungen 
von Mart Laar wurde deut- 
lich, dass Estland diesbe- 
züglich eine Vorreiterrolle 
einnimmt. 100 Prozent der 
Schulen in Estland hätten ei- 
nen Internetzugang, ebenso 
100 Prozent aller öffentli- 
chen Einrichtungen. Im pri- 
vaten Sektor betrage die Ab- 
deckung 80 Prozent. Die 
hohe politische Priorität des 
Internets zeige sich darin, 
dass bereits jetzt die tagtäg- 
liche Regierungsarbeit in 
den Ministerien und in der 
Staatskanzlei fast vollstän- 
dig    virtuell    abgewickelt 

seinem Beitrag den Aus- 
führungen seines Vorred- 
ners, des estnischen Mini- 
sterpräsidenten, an. Sein 
Ziel sei es, zuerst die im All- 
tag erforderlichen Dienst- 
leistungen über das Internet 
bereitzustellen. Am Bei- 
spiel des Bestehens ei- 
nes Auto-Nummerschildes 
machte der Gelsenkirchener 
Oberbürgermeister deut- 
lich, mit welchen einfachen 
Maßnahmen die öffentliche 
Verwaltung Bürgerinnen 
und Bürger durch die Be- 
reitstellung von Dienstlei- 
stungen im Internet entla- 

Generalsekretär Laurenz 
Meyer welche Rolle das In- 
ternet in der Parteiarbeit 
spiele und welche Aufgabe 
dem Internet in der Politik 
der Zukunft zukommen 
werde. Er sehe das Internet 
als eine zweite Vertriebs- 
schiene neben der her- 
kömmlichen Parteiarbeit- 
Das Internet eröffne zwei 
wichtige Möglichkeiten: 
• Über die Homepage 
www.cdu.de und das CDU- 
interne Mitgliedernetz kön- 
nen sich Interessierte jeder- 
zeit, schnell, umfassend und 
aktuell informieren. • Ge- 

6-UID 19/2001 



ZUKUNFTSKONFERENZ' 

nauso wichtig sei das Inter- 
net aber auch als ein Instru- 
ment, welches neue Beteili- 
gungsmöglichkeiten an der 
Parteiarbeit eröffne. Klar sei 
^uch, dass die Homepage in 
der Öffentlichkeit immer 
^ehr als eine echte Visiten- 
karte der Partei gesehen 
^erde. Dies würden die 
Euten Ergebnisse, die 
^Ww.cdu.de bei Ver- 
gleichswettbewerben mit 
änderen parteipolitischen 
'nternetangeboten erreiche, 
2eigen. Die Gründe dafür 
Seien tagsaktuelle Bericht- 
erstattung, exklusive In- 
halte, wie z.B. von der Inter- 
netredaktion geführte Inter- 
v'ews, interaktive Ele- 
mente, wie permanente Fo- 
ren und aktuelle Chats sowie 
Servicemodule, wie z.B. 
e'ne Bilddatenbank für 
J°urnalisten. Dass man auf 
dem richtigen Weg sei, wür- 
den die Zugriffszahlen von 
ltTl Schnitt 1 Mio.pageviews 
lrri Monat zeigen. Damit 
läge man 25 % vor der poli- 
tlschen Konkurrenz. Der 
Generalsekretär     betonte, 
ass man sich aber damit 
lcht zufrieden gebe und 

JJ^n weitere Schritte plane. 
0 werde gerade ein Kandi- 

jktennetz für den Wahl- 
^arnpf 2002 konzipiert und 
ernnachst werde die soge- 

nt»nnte CDU-Community 
°iline gehen. Diese Com- 
munity werde über die Mög- 

lichkeit eines Internet-Par- 
teitags, auf dem online dis- 
kutiert und abgestimmt wer- 
den könne, hinausgehen.In 
der Community werden die 
Mitglieder unmittelbar in 
Kontakt treten können. 
Mehr wolle er aber noch 
nicht verraten, sagte Lau- 
renz Meyer. „Die Wahlen 
2002 werden nicht im Netz 
gewonnen. Sie können aber 
dort verloren werden!" Des- 
halb werde die CDU neben 
einem weiteren Ausbau des 
eigenen Online-Angebots 
mit Hochdruck daran arbei- 
ten, alle Orts- und Kreisver- 
bände ans Netz zu bekom- 
men, kündigte Laurenz 
Meyer an. 

„Politik ist 
Zukunftsgestaltung" 

In ihrer Rede griff die 
Parteivorsitzende, Angela 
Merkel, die Gedanken 
auf, die sie kurz zuvor 
in einem vielbeachteten 
Grundsatzartikel in der 
Zeitung „Die Welt" (Do- 
kumentation UID Nr. 18/ 
2001) veröffentlicht hatte. 

Was müssen wir anders 
machen? Was müssen wir 
neu denken? Wo müssen wir 
auf neue Fragen Antworten 
finden? Die Auseinander- 
setzung mit diesen Fragen 
seien der Grund für Veran- 
staltungen wie die „1. Zu- 

kunftstage der CDU". Denn 
eines sei Angela Merkels 
Überzeugung: „Politik ist 
Zukunftsgestaltung." Die 
Parteivorsitzende betonte, 
dass es die Aufgabe der Po- 
litik sein müsse, dass bei den 
Bürgerinnen und Bürgern 
nie der Eindruck entstehen 
dürfe, im Zeitalter von Glo- 
balisierung und des Über- 
gangs von der Industrie- zur 
Wissensgesellschaft alleine 
gelassen zu werden. Des- 
halb dürfe Politik nie reagie- 
ren, sie müsse agieren. 

Voraussetzung und 
gleichzeitig Herausforde- 
rung für die politische 
Klasse müsse sein, dass Po- 
litik nicht wegen ihrer selbst 
sondern aus Überzeugung 
betrieben werde. Und in die- 
sem Punkt unterscheide sich 
die Politik der CDU von der 
Politik der rot-grünen Bun- 
desregierung. Die Politik 
von Kanzler Schröder be- 
schränke sich lediglich auf 
bloßes Management der Ge- 
genwart und sei eine Politik 
von Ad-Hoc-Maßnahmen 
ohne Überzeugung. Das Po- 
litikverständnis der CDU sei 
jedoch ein anderes: „Wir 
müssen es schaffen, nicht 
nur von heute her zu denken, 
sondern wir müssen die Zu- 
kunft von morgen her ange- 
hen. Dann schaffen wir die 
Rahmenbedingungen für 
die Zukunft," ist sich die 
Parteivorsitzende sicher. 
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1 BERLIN 

FRANK   STEFFEL 

Neue Kraft für Berlin 
Der Landesvorstand der 
Berliner CDU hat den 
Vorsitzenden der CDU- 
Fraktion im Abgeordne- 
tenhaus, Dr. Frank Stef- 
fel, zum Spitzenkandida- 
ten für den Wahlkampf 
nominiert. 

„Ich habe ein mittel- 
ständisches Unternehmen 
ausgebaut und leite es er- 
folgreich. Und ich glaube, 
dass mir das auch mit der 
Berliner CDU-Fraktion 
gelingt", sagte Frank Stef- 
fel Mitte Mai nach seiner 
Wahl zum Fraktionsvor- 
sitzenden im Berliner 
Abgeordnetenhaus. Den 
Sturz Eberhard Diepgens 
als Regierenden Bürger- 
meister durch SPD, Grüne 
undPDSbezeichneteerals 
„linken Putsch". Die rot- 
rote Zusammenarbeit in 
der Hauptstadt schade dem 
Ansehen Deutschlands 
und der Wirtschaftsent- 
wicklung. 

Der promovierte Di- 
plom-Kaufmann weiß, 
wovon er spricht. Neben 
seiner Arbeit als Frakti- 
onsvorsitzender leitet 
Frank Steffel ein Raum- 
ausstattungsunternehmen 
mit rund 300 Mitarbeitern, 
von denen viele aus den 
östlichen Bezirken Berlins 

kommen. Als Mittelständ- 
ler kennt sich Steffel mit 
den Qualitäten eines 
Wahlkämpfers bestens 
aus: Anpacken und klare 
Worte. Dass er zugleich 
als „hochgradig kommu- 
nikativ" gilt, empfiehlt ihn 
nicht nur als Unternehmer, 
sondern auch als Berliner 
Spitzenpolitiker. 

Frank Steffel stammt 
aus dem Bezirk Rei- 
nickendorf im Norden 
Berlins. Bereits mit 25 
Jahren wurde er ins Ber- 
liner Abgeordnetenhaus 
gewählt und rückte vor 
zwei Jahren auf den Stell- 
vertreterposten     an     der 

Fraktions- und Partei- 
spitze. Sein Direktmandat 
in Reinickendorf holte er 
bei der letzten Abgeordne- 
tenhauswahl 1999 mit fast 
40 Prozentpunkten Vor- 
sprung vor seinem SPD' 
Herausforderer. 

Frank Steffel: 
An meiner Kandidatur 

können Sie erkennen, dass 
sich die Berliner CD^ 
ganz auf die Zukunft der 
Berlinerinnen und Berli- 
ner und die Zukunft unse- 
rer Stadt konzentriert. Da' 
mit haben wir im Gegen' 
satz zur SPD einen klaren 
Schnitt vollzogen. 
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Meine wichtigsten An- 
legen sind: • ein schlanker 
Staat mit motivierten Mit- 
arbeitern ohne Bürokratis- 
mus • ein investitions- 
freundliches Klima in der 
Stadt, damit neue Zukunfts- 
arbeitsplätze entstehen 
Tonnen • ein umfassendes 
Verkehrskonzept bis hin zu 
einer internationalen An- 
feindung an die Welt 
(Großflughafen) • die vor- 
rangige Förderung von Bil- 
dung und Wissenschaft, 
Kunst und Kultur • und 
eine Marktwirtschaft aus 
Sozialer Verantwortung. 

Wir brauchen neue 
Kraft für Berlin. 

Es sind in der Vergan- 
genheit Fehler gemacht 
Worden. Dazu sage ich Ih- 
nen: Meine Generation 
w'rd dafür sorgen, dass 
s'ch Staat und Politik, 
einschließlich der Par- 
tien, aus allen Bereichen 
?unickziehen, in denen sie 
^chts zu suchen haben; 
dazu zählen: Bank, Me- 

len und andere Bereiche 
unserer Gesellschaft. 

Ich werde demnächst 
Clr>e Zukunftsmannschaft 
^stellen und bin dank- 
er» dass uns die Union auf 

undes- und Landesebene 
dabei und im Wahlkampf 
lflre tatkräftige Unterstüt- 
*Ung zugesagt hat. 

Persönliche Daten 

geb. 2.3.1966 in Berlin, evang., verheiratet. 

Beruflicher Werdegang 
1984 Abitur, Georg-Herwegh-Oberschule 
1985 bis 1990        Studium der Wirtschaftswissen- 

schaften an der FU Berlin 
Juli 1990 Abschluss an der FU als Diplom- 

Kaufmann 
Juni 1999 Promotion an der FU Berlin 
seit 1990 Geschäftsführer in einem Raumaus 

Stattungsunternehmen 

Frühere Funktionen in der Berliner CDU 
seit 1982 Mitglied der Jungen Union 
seit 1983 Mitglied in der CDU Deutschlands 
1983 bis 1984        Vorsitzender der Berliner-Schüler- 

Union Reinickendorf 
1985 bis 1991 Vorsitzender der JU Reinickendorf 
1989 bis 1991 Mitglied im Landesvorstand der 

Berliner CDU 
1991 bis 1997        stellv. Ortsvorsitzender, CDU Frohnau 
1997 bis 2001        Ortsvorsitzender, CDU Frohnau 
1999 bis 2001        stellv. Vors. der CDU-Fraktion des 

Abgeordnetenhauses von Berlin 
2000 bis 2001 Vors.des Ausschusses für Wirtschaft, 

Betriebe und Technologie 
2000 bis 2001 stellv. Landesvorsitzender, CDU Berlin 

Aktuelle Funktionen in der Berliner CDU 
seit 1985 Kreis-und Landesparteitagsdelegierter 
seit 1985 Kreisvorstand, CDU Reinickendorf 
seit 1991 Mitglied, Abgeordnetenhaus Berlin 
seit März 2001       Vors., Kreisverband Reinickendorf 
15. Mai 2001 Fraktionsvors. Berl. Abgeordnetenhaus 

17. Juni 2001: einstimmige Nominierung durch den 
CDU-Landesvorstand zum Spitzenkandidaten für 
die Wahl zum Regierenden Bürgermeister von Berlin 

Direkt gewählter Abgeordneter im Wahlbezirk Rei- 
nickendorf, WK 6 (Frohnau, Hermsdorf, Freie Scholle) Er- 
gebnis: • CDU 62,3 • SPD 23,2 • Grüne 7,6 • PDS 2,0 
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FRANK   STEFFEL: 

Zukunftsweisende Politik ist von 
Rot-Rot-Grün nicht zu erwarten 

Anlässlich der Misstrau- 
ensvoten gegen den Re- 
gierenden Bürgermeister 
von Berlin, Eberhard 
Diepgen, und seinen Se- 
natoren, hielt der CDU- 
Fraktionsvorsitzende 
Frank Steffel folgende 
Rede im Abgeordneten- 
haus: 

Was heute und am 
Samstag in diesem Berli- 
ner Parlament ablaufen 
soll, erfüllt die Union und 
mit ihr die Berlinerinnen 
und Berliner mit großer 
Sorge um die Zukunft und 
das Wohl unserer Stadt. Es 
geht in diesen Stunden um 
das Schicksal dieser Stadt. 

Am 27. Januar dieses 
Jahres, also vor fünf Mona- 
ten, titelte die „Berliner 
Morgenpost" „Strieder 
will Diepgen stürzen!" 
Strieder wolle mit einer 
„inszenierten Senatskrise 
die große Koalition been- 
den und danach mit PDS 
und Grünen regieren." (...) 
Einen Tag später demen- 
tierte Herr Strieder, dies sei 
„absurd". (...) Ich betone 
noch einmal: Das war im 
Januar dieses Jahres! 
Heute, nur fünf Monate da- 
nach müssen die Berline- 

rinnen und Berliner das be- 
schämende Schauspiel die- 
ser Heuchelei miterleben. 
Das Vertrauen in dieses 
Parlament und unsere De- 
mokratie wird einer schwe- 
ren Belastungsprobe aus- 
gesetzt. (...) Glauben Sie 
ernsthaft, Herr Wowereit, 
die Berlinerinnen und Ber- 
liner nehmen ihnen diesen 
Etikettenschwindel ab? 

Man braucht doch nur 
Ihre eigenen Angaben im 
Handbuch des Abgeordne- 
tenhauses anzuschauen! 
Demnach sind Sie bereits 
seit sage und schreibe 31 
Jahren in der Berliner Poli- 
tik tätig. Haben Sie nicht 
jahrelang im Hauptaus- 
schuss gesessen und damit 
alle Haushalte der letzten 
und dieser Legislaturperi- 
ode mitverantwortet? Tun 
Sie doch jetzt nicht so, als 
seien Sie plötzlich wie 
Klaus aus der Kiste gekom- 
men. (...) 

www - world wide web 
stand bisher für Zukunft, 
Innovation und neue Tech- 
nologien. Ab heute steht es 
in Berlin für Vergangen- 
heit, Rückschritt und alt- 
linkes Establishment-Wo- 
wereit, Wolf, Wieland. (...) 

Diese einstmals so 
große Partei, für die sich 
unter Willy Brandt noch 
mehr als 60 Prozent der 
Berliner begeistern konn- 
ten, hat bei freien und ge- 
heimen Wahlen kontinu- 
ierlich auf 20 Prozent ab- 
gewirtschaftet. Und des- 
halb greift sie heute zu 
dem Mittel des Putsches. 
(...) 

Sie gehen heute ein 
Wahlbündnis mit der PDS 
ein. Und wenn sich dage- 
gen berechtigte Kritik mel- 
det, werden Sie sie nicht 
dadurch los, dass Sie uns 
eine Rote-Socken-Kamp*1' 
gne unterstellen. Ich sage 

Ihnen hier klar und unmis- 
sverständlich: Wir werden 
keine Rote Socken Kampa' 
gne führen; aber wir stellen 
die Roten Zocker! 

Wolf Biermann sagte 

gestern, wer die PDS wähl'- 
„hat das Geschichtsbewus- 
stsein von Eintagsfliegen- 

Wir waren für die Deut- 
sche Einheit, wir haben die 
Stadt nach der Einheit auf- 
gebaut und wir wollen die 
Menschen in Berlin einen- 
Aber das schließt eine harte 
parteipolitische Auseinan- 

dersetzung nicht aus. 
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Aus drei Gründen sind 
wir gegen eine Beteiligung 
der PDS an der Macht in 
Berlin: 

1. Weil das die Zukunft- 
schancen der Stadt schwer 
Deeinträchtigen und gefähr- 
den würde. Das ist an den 
Ländern, in denen die PDS 
beteiligt ist, nämlich Meck- 
'enburg-Vorpommern und 
Sachsen-Anhalt, leider nur 
allzu deutlich erkennbar. 
Sie bilden bei allen wichti- 
§en Indikatoren das abso- 
lute Schlusslicht und die 
r°te Laterne in der Bundes- 
republik Deutschland. (...) 

2. Wir sind gegen eine 
Beteiligung der PDS, weil 
wir überzeugte Gegner des 
Kommunismus sind. Denn 
er ist und bleibt eine Gefahr 
'ür Freiheit, Verantwor- 
tung des Einzelnen, Demo- 
kratie und soziale Markt- 
wirtschaft. (...) 

3. Wir sind gegen eine 
Beteiligung der PDS, weil 
S|e im Gegensatz zu ihren 
Unglaubwürdigen Beteue- 
rungen ihre unheilvolle Ge- 
brachte überhaupt nicht 
au%earbeitet hat. Erst ge- 
stern wurde wieder gesagt, 
aass es überhaupt keinen 
^""Und gebe, sich für den 
^auerbau zu entschuldigen! 

Herr Wowereit: Wie 
können Sie sich aus Macht- 
§ier von solchen Leuten 
-Um Regierenden Bürger- 
meister wählen lassen? 

Wenn Sie heute in der 
Hauptstadt aller Deutschen 
ein Zeichen setzen und 
diese PDS für paktfähig er- 
klären, dann sage ich Ih- 
nen: Sie stehlen den alten 
Berlinerinnen und Berli- 
nern ihre Geschichte - und 
uns jungen Berlinerinnen 
und Berlinern unsere Zu- 
kunft! (...) 

Wir sollten in dieser 
Stunde auch einmal überle- 
gen, wo das Staatsinteresse 
anfängt und daher das Par- 
teiinteresse aufhören muss. 

(...) 
Weder von den Grünen 

noch von der PDS ist eine 
zukunftsweisende Politik 
zu erwarten. Weder die ei- 
nen noch die anderen haben 
auch nur Ansätze einer gei- 
stigen Führung für Berlin 
erkennen lassen. (...) 

Keine begeisternden 
Entwürfe fürein neues Ber- 
lin. Nur der ideologische 
Mief vergangener Tage, 
keine neuen Gesichter, kei- 
ne neuen Ideen. 
• Die Berliner SPD befin- 
det sich in einem Zustand, 
der zu Hoffnung wenig An- 
lass bietet. Ein wirklich 
Orientierung und Perspek- 
tive vermittelndes Leitbild 
ist nicht zu erkennen. 
• Die Grünen leben mehr 
und mehr von ihrer Sub- 
stanz, wirklich neue, inno- 
vative Vorschläge kom- 
men hier kaum noch 

• Und die PDS? Ein tatsäch- 
lich alternatives und trag- 
fähiges Gesamtkonzept ei- 
ner Reformpolitik für die 
ganze Stadt haben sie bislang 
auch nicht formuliert." (...) 

Wenn Sie sich aber Ihrer 
demokratischen und mora- 
lischen Tradition bewusst 
bleiben, dann widerstehen 
Sie den kurzsichtigen 
Verlockungen des Ta- 
geserfolges. 

In drei Tagen jährt sich 
der blutig niedergeschla- 
gene Arbeiteraufstand in 
Ost-Berlin, der 17. Juni des 
Jahres 1953. Hier zeigte die 
zweite Diktatur auf deut- 
schem Boden ihr men- 
schenfeindliches Gesicht. 
Als Jüngerer will ich nicht 
auf der Vergangenheit her- 
umreiten. Aber wer nicht 
aus der Geschichte lernt, 
steht in der Gefahr sie zu 
wiederholen. (...) 

Sehr geehrter Herr Re- 
gierender Bürgermeister, 
lieber Eberhard Diepgen, 
egal, welche Bündnisse 
nun zur Macht drängen, der 
Dank und die Zuneigung 
der großen Mehrheit der 
Berlinerinnen und Berliner 
ist Ihnen sicher. Sie haben 
sich bereits jetzt einen 
Platz in der Berliner Ge- 
schichte verdient. (...) Ih- 
nen und Ihrer Familie dan- 
ken wir. Sie bleiben der Re- 
gierende Bürgermeister 
der Herzen! 
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ANNETTE   WIDMANN-MAUZ 

Nicht nur Bares zählt 
Zu der Entscheidung des 
Bundesgerichtshofes 
zum Unterhalt von ge- 
schiedenen Ehefrauen 
erklärt die Vorsitzende 
der Gruppe der Erauen 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Annette 
Widmann-Mauz. 
Endlich ist auch geltende 
Rechtsprechung, was den 
Frauen schon lange klar 
war: Haus- und Familien- 
arbeit sind nicht minder- 
wertig, sondern tragen 
ebenso wie die Erwerbsar- 
beit zum Lebensstandard 
einer Familie bei. Nicht 
nur Bares zählt, auch die 
Haushalts- und Familien- 
leistung stellt einen wirt- 
schaftlichen Wert dar, den 
es zukünftig zu berück- 
sichtigen gilt. Die Union 
hat stets die Auffassung 
vertreten, dass Haus- und 
Familienarbeit nicht abge- 
wertet werden dürfen und 
der außerhäuslichen Er- 
werbsarbeit gleichgestellt 
werden müssen. Daher 
haben wir uns auch immer 
für eine Politik eingesetzt, 
die eine echte Wahlfreiheit 
für Familien ermöglicht 
und die die Anerkennung 
von Familienarbeit voran- 
treibt. Nicht umsonst war 
es die Union, die seinerzeit 

das Erziehungsgeld ein- 
führte und als historische 
Leistung erstmalig die Be- 
rücksichtigung von Kin- 
dererziehungszeiten in der 
Rente durchsetzte. Umso 
deutlicher wird das ein- 
dimensionale Rollenbild 
der Frauen, das bis heute 
von der SPD propagiert 
wird. Allein auf die er- 
werbstätige Frau aus- 
gerichtet, lassen sie die 
Bedürfnisse der zahlrei- 
chen „Nur-Familienfrau- 
en" außer Betracht. Die 
Rentenreform mit ihrer 
ungerechten Regelung, 
dass Kindererziehung von 
nicht erwerbstätigen Frau- 
en mit einem Kind nicht 
entsprechend berufstäti- 
gen Frauen aufgewertet 
wird, ist das jüngste un- 
rühmliche Beispiel. Die 
Entscheidung des Bundes- 
gerichtshofes macht damit 
jetzt Schluss: Indem für 
die Haushalts- und Famili- 

enleistung ein wirtschaft- 
licher Wert angenommen 
wird, können Frauen mit 
größerem Selbstbewusst- 
sein ihren Anteil am Fami- 
lieneinkommen einfor- 
dern. Beim „Gläsernen 
Ehekonto" wird bereits 
seit längerem eine Offen- 
legung der zahlenmäßig 
bezifferbaren Familien- 
einkünfte gefordert. Die 
Arbeitsleistungen für 
Haushalt und Familie sind 
sowieso für jedes Fami- 
lienmitglied sichtbar - 
wenn sie auch oft nicht 
wahrgenommen werden. 
Mit dem Richterspruch 
aber bleibt kein Zweifel 
mehr: Haus- und Famili- 
enarbeit tragen ebenso wie 
Erwerbsarbeit zum Fami- 
lieneinkommen bei und 
müssen daher einen eben- 
solchen Stellenwert für die 
Einzelnen wie auch für die 
Gesellschaft haben. Auch 
wenn das Urteil selbst sich 
nur auf die Berechnung 
von Unterhaltsansprüchen 
nach einer Ehescheidung 
bezieht, so muss es doch 
Anlass sein, bei Neure- 
gelungen im Bereich 
der Gleichstellungspolitik 
und bei der Familienförde- 
rung, diesem Grundsatz 
stärker zu entsprechen. 
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Ignorante 
Finanzpolitik 
• Mit einer Senkung der 
Ausgaben für Baumaß- 
nahmen um 12,5 % be- 
schleunigt der Bund den 
dramatischen Rückgang 
von Umsätzen und Auf- 
tragseingängen in der kri- 
sengeschüttelten deut- 
schen Bauwirtschaft. Da- 
niit trägt diese Bundesre- 
gierung dazu bei, dass den 
Arbeitsplatzverlusten im 
Bau in Höhe von fast einer 
halben Million während 
der letzten 5 Jahre im lau- 
fenden Jahr weitere hinzu- 
gefügt werden. Der mittel- 
standspolitische Sprecher 
der CDU/CSU Bundes- 
tagsfraktion, Hansjürgen 
Doss: „Wer eine derartig 
!gnorante Finanzpolitik 
betreibt, der darf sich nicht 
darüber wundern, wenn 
auch die gesamte wirt- 
schaftliche Entwicklung 
•n Deutschland mehr und 
tfiehr ins Schlingern gerät 
und die Wachstumspro- 
gnosen beinahe wöchent- 
nch nach unten korrigiert 
werden müssen." 

Steuersenkung 
yorziehen! 
* Sämtliche Wirtschafts- 
,ndikatoren stellen Rot/ 
^fün ein sehr schlechtes 
Zeugnis aus. Die aktuellen 
^achstumseinbrüche ma- 
chen deutlich, dass Rot- 

Grün ihre Hausaufgaben 
nicht gemacht hat. Die 
Steuerreform hat nicht ge- 
fruchtet. Damit haben sich 
die Befürchtungen der 
Union bewahrheitet. Eine 
wirkliche Steuerentla- 
stung ist nicht eingetreten. 
Betrachtet man die rot- 
grüne Regierungszeit als 
Ganzes, wird man unter 
dem Strich keine wirkli- 
che Entlastung von Bür- 
gern und Unternehmen er- 
kennen. Damit muss end- 
lich Schluss sein! Deshalb 
forderte die finanzpoliti- 
sche Sprecherin der 
CDU/CSU, Gerda Has- 
selfeld, ein Vorziehen der 
letzten Stufe der Steuerre- 
form auf 2003. Erst vor 
drei Wochen wurde ein 
entsprechender Unions- 
Antrag von Rot/Grün ab- 
gelehnt. 

Kaltschnäuzig und 
Gleichgültig 
• Die Regierung Schröder 
schädigt mit ihrem Bun- 
deswehretat gezielt die 
deutschen Streitkräfte. 
Obwohl inzwischen von 
allen Seiten - auch aus 
Reihen der SPD, aus den 
Streitkräften, vom Bun- 
deswehrverband und von 
den Bündnispartnern - 
eine finanzielle Kehrt- 
wende gefordert wird, 
wurden diese Mahnungen, 
missachtet und der Bun- 

deswehrhaushalt weiter 
gekürzt. Mit dieser kalt- 
schnäuzigen Ignoranz und 
Gleichgültigkeit treibt der 
Bundeskanzler unsere 
Streitkräfte immer tiefer in 
die existenzielle Krise und 
schadet der Glaubwürdig- 
keit Deutschlands als 
zuverlässiger Nato-Part- 
nerschwer. Die Haushalts- 
beratungen im Parlament 
bis November müssen für 
eine finanzielle Kehrt- 
wende genutzt werden, um 
zu der Finanzlinie, wie sie 
von der CDU/CSU-ge- 
führten Bundesregierung 
1998 beschlossen wurde, 
zurückzukehren. Wird die 
drastische Unterfinanzie- 
rung nicht korrigiert, dann 
werden unter den heutigen 
Umständen CDU und CSU 
— wie angekündigt — im 
nächsten Jahr der Verlän- 
gerung des Kosovo-Man- 
dats nicht zustimmen kön- 
nen, kündigte der stellver- 
tretende Fraktionsvorsit- 
zende, Volker Rühe an. 

Der Beschluss des 
Bundesvorstands 

„Leitlinien zur Inneren 
Sicherheit", der von 

der Präsidiumskommis- 
sion „Innere Sicher- 
heit" unter Vorsitz 

von Jörg Schönbohm 
erarbeitet wurde, wird 

im nächsten UID 
veröffentlicht. 
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GIPFELTREFFEN 

Bush/Putin 

A/flf/j Monaten der 
Sprachlosigkeit, nur unter- 
brochen durch gegenseitige 
Spionagevorwürfe, haben 
Bush und Putin endlich ei- 
nen direkten Draht zueinan- 
der aufgebaut. Über das 
Kennenlernen hinaus bot 
der Gipfel wenig Substanzi- 
elles. Konfliktthemen wur- 
den ausgespart. Trotz der 
Inhaltslosigkeit kann Rus- 
sland mit dem Gipfel von 
Ljubljana zufrieden sein. 
Die Zeit der strafenden 
Nichtachtung durch die ein- 
zig verbliebene Supermacht 
ist vorbei. Das Signal von 
Ljubljana lautet: Amerika- 
nische Außenpolitik kann 
Russland nicht ignorieren. 

Berliner Morgenpost 

MINISTER 

Mittelmaß 

Ob es am Amt liegt? Kurt 
Bodewig hat in der Nach- 

folge von Reinhard Klimmt 
bisher noch keine gute Figur 
gemacht. Mit der gestrigen 
fälschlichen - oder auch 
spontan wieder zurückgezo- 
genen - Ankündigung, ins- 
besondere Behinderte müs- 
sten künftig für Autopapiere 
tief in die Tasche greifen, hat 
sich Bodewig selbst an den 
Rand des zwangsweisen 
Rücktritts manövriert. Hätte 
Schröder nicht schon sieben 
Minister austauschen müs- 
sen, der Mann wäre kaum 
noch zu halten. So aber re- 
giert im wichtigen Verkehrs- 
ressort weiterhin das Mittel- 
maß. Denn beinahe alle 
wichtigen Ankündigungen 
des Ministers entpuppten 
sich im Nachhinein entwe- 
der als wenig durchdacht - 
oder wie im jüngsten Fall - 
a Is falsch. 

Rhein-Neckar-Zeitung 

BERLIN 

PDS 

Spätestens seit Berlins 
SPD und Grüne die SED- 
Nachfolgerin PDS für den 
Sturz von Eberhard Diepgen 

mit ins Boot holten, ist die 
Hauptstadt zum Testfall für 
die ganze Bundesrepublik 
geworden. Die Ost-Partei 
schleicht nun nicht mehr 
länger zur Macht, sie wird 
geradezu zur Macht getra- 
gen und hofiert. Allen frühe- 
ren Schwüren von SPD und 
Grünen, niemals mit dem 
Schmuddelkind zu paktie- 
ren, zum Trotz. Mit einer 
Machtbeteiligung der PDS 
werden die Koordinaten der 
Politik weiter nach links 
verschoben. Viel zu weit. Mit 
all den Risiken und Neben- 
wirkungen, die aus der Ge- 
schichte bekannt sind und 
die sich heute viele Verehrer 
des flotten Medienstars Gysi 
nicht ausmalen können oder 
wollen. 

Mittelbayrische Zeitung 

KIRCHENTAG 

Einmischung 

Die Kirchentagkritik an 
der Macht des Geldes und 
den Gefahren der Gentech- 
nik macht ein grundsätzh- 
ches Problem sichtbar. Wi? 
weit soll sich die Kirche ein- 
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mischen in die tagesaktuel- 
len Streitfragen, ohne dabei 
selbst Gefahr zu laufen, An- 
sehen und Einfluss zu verlie- 
fen? Andererseits: Wie weit 
muss sich Kirche einmi- 
schen, um nahe am Men- 
schen zu sein? In einer Zeit 
des schnellen Wandels, oft 
auch der rastlosen Unruhe, 
suchen viele Halt und Ori- 
entierung. Beides kann die 
Kirche geben, indem sie 
christliche Lehre verständ- 
lich macht und in zeit- 
gemäßer Sprache Antwor- 
ten auf die zentralen Fragen 
findet. 

Nordbayerischer Kurier 

BILDUNG 

Notstand 

Lange Zeit galt Deutsch- 
end als Land der Dichter 
und Denker, von Goethe und 
Schiller, Marx und Einstein. 
Als Land der Ingenieure und 
'echniker wie Daimler und 
Diesel. Das war etwas! Dar- 
auf konnte man stolz sein! 
Und heute? Das Phänomen, 
das seit Jahren als „Bil- 
dungsnotstand" die Runde 

macht, wirkt sich immer 
alarmierender aus: Viele 
Schüler können mit ihren Al- 
tersgenossen im Ausland 
nicht mehr mithalten.Sie ha- 
ben unzureichendes Wissen 
in Naturwissenschaften und 
Technik. Bei der Einstellung 
zur Arbeit und beim selbst- 
ständigen Lernen hapert es 
ebenfalls erheblich. Die 
gelbe Karte der OECD 
kommt zur rechten Zeit. Sie 
hilft hoffentlich, das unvoll- 
kommene Bildungssystem in 
Deutschland wieder auf 
Trab zu bringen. 

Ostsee-Zeitung 

KONJUNKTUR 

Abschwung 

Nun rächt sich, dass 
Schröder keinen ordnungs- 
politischen Kompass hat. 
Dass er Häppchenpolitik 
betreibt: hier ein Würstchen 
für die Gewerkschaften, da 
ein Canape für die Industrie. 
Den Mittelstand ließ er hun- 
gern. Nötig wäre gewesen: 
Reformen des Steuersy- 
stems, des Gesundheitswe- 
sens und des Arbeitsmark- 

tes. Überall hat der Kanzler 
nur Stückwerk zu bieten. 
Deswegen wird sein Hin- 
weis auf die schleppende 
US-Konjunktur nicht über- 
zeugen: dies ist Schröders 
Abschwung. Und Besserung 
ist nicht in Sicht 

Rheinische Post 

EU-GIPFEL 

Chance 

Die EU-Staats- und Re- 
gierungschefs wollen die 
Erweiterung der Europäi- 
schen Union für unumkehr- 
bar erklären, aber diese Ab- 
sicht steht seit dem irischen 
Referendum im luftleeren 
Raum. Die Partner Dublins 
müssten mit konkreten Maß- 
nahmen reagieren, um die 
Gegner des Nizza-Vertrags 
zu überzeugen. Doch hier 
herrschte in Göteborg be- 
tretenes Schweigen. Die 
führenden Politiker der EU 
drücken sich weiter vordem 
Kern des Problems: schlep- 
pende Demokratisierung 
und drohende Handlungs- 
unfähigkeit. 
Neue Osnabrücker Zeitung 
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KIRCHENTAG 

Ein Ereignis besonderer Art 
Vom 13. bis 17. Juni 2001 
fand in Frankfurt am 
Main unter dem Kirchen- 
tagsmotto „Du stellst 
meine Füße auf weiten 
Raum" der 29. Deutsche 
Evangelische Kirchentag 
statt. 

Der Evangelische Kir- 
chentag ist und bleibt ein 
deutschlandweites Ereignis 
besonderer Art. Wieder 
strömten rund 100.000 Dau- 
erteilnehmer und Tausende 
von Tagesteilnehmern 
durch die Messehallen, um 
sich zu orientieren. Rund 
2500 Veranstaltungen hat es 
auf dem Frankfurter Kir- 
chentag gegeben. Es gab 
nicht die Veranstaltung, zu 
der alle wollten, oder das 
Thema, das alle bewegte. 

Glaubensinhalte 

Und doch war ein deutli- 
cher Trend zu verspüren. 
Die Veranstaltungen, die 
sich mit Glaubensinhalten 
beschäftigten und die theo- 
logisch zentriert waren, 
wurden überdurchschnitt- 
lich gut besucht. Das galt vor 
allem für die Bibelarbeiten. 
Über 2000 Christen besuch- 
ten z.B. die Bibelarbeit der 
Partei Vorsitzenden, Dr. An- 

gela Merkel. Das Thema 
lautete „Erweckt zu neuem 
Leben." Die Kirchentagsbe- 
sucher registrierten diesen 
Einsatz sehr genau. Das Be- 
dürfnis der Christen auf dem 
Kirchentag, Politikerinnen 
und Politiker über Glau- 
bensfragen reden zu hören, 
war enorm. Nahezu seismo- 
graphisch wurde die Nähe 
zum eigenen, dem christli- 
chen Bekenntnis, wahrge- 
nommen. Insgesamt wurde 
deutlich, dass der Kirchen- 
tag weniger politisch war als 
z.B. in den 80er Jahren. Die 
Meinungen derer, die den 
Kirchentag besuchten, wa- 
ren politisch breiter ge- 
fächert als noch bei früheren 
Protestantentreffen. 

Markt der 
Möglichkeiten 

Diese Erfahrung mach- 
ten vor allem die CDU-Poli- 
tiker, die am Stand des Evan- 
gelischen Arbeitskreises der 
CDU/CSU (EAK) den Kir- 
chentagsbesuchern Rede 
und Antwort standen. Viele 
zeigten sich über die offene 
und sachlich fundierte Art 
begeistert, in der die vor al- 
lem jungen Teilnehmer 
(rund 40% der Kirchentags- 
besucher sind jünger als 30 
Jahre) Fragen stellten und 
diskutierten. Die einhellige 
Meinung war, dass der Kir- 
chentag als Forum gesell- 
schaftlichen Dialogs partei- 
politisch in Zukunft noch 
stärker begleitet werden 
müsste. Dies scheint auch 
nötig, ist doch die starke Prä- 
senz der Parteien bis hin zur 
PDS auffällig. Gerade im 
Vorfeld des ökumenischen 
Kirchentages in Berlin wer- 
den hierzu Überlegungen in- 
nerhalb der CDU zu treffen 
sein. 

Der regelmäßig gut be- 
suchte Stand des EAK auf 
dem Markt der Möglichkei- 
ten widmete sich der Frage 
der plebiszitären Elemente. 
Anhand   von   verschieden 
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formulierten Fragebö- 
gen zur Euthanasie 
wurde untersucht, in- 
wieweit sich die spezi- 
elle Fragestellung der 
jeweiligen Umfrage 
auf das Ergebnis der- 
selben auswirkte. Bei 
diesem Umfrageexpe- 
riment beteiligten sich 
rund 1000 Kirchentagsbesu- 
cher. 

Wenn es ein Thema auf 
dem Kirchentag gab, das die 
Emotionen der einzelnen 
Wecken konnte, dann war es 
das Thema der Gentechno- 
logie. 

Zu diesem Thema verab- 
schiedete der Bundesvor- 
stand des EAK in seiner 
Vorstandssitzung auf dem 
Kirchentag im Frankfurter 
Senckenbergmuseum die 
»Frankfurter Erklärung". 

Diese wurde beim 1. 
Empfang des EAK auf dem 
Evangelischen Kirchentag 
den rund 500 Gästen aus 
Kirche, Politik, Wirtschaft, 
Kultur und Forschung zur 
Kenntnis gebracht. Der Text 
•autet wie folgt: 

Frankfurter Klärung zur 
Gentechnologie 

Die Kirchentagslosung 
"Du stellst meine Füße auf 
leiten Raum" und der Satz 
auf dem weißen Kirchen- 
tagsschal: „Die Würde des 

Menschen ist unantastbar", 
verwebten sich zu einer 
wichtigen und vitalen Aus- 
sage des Frankfurter Kir- 
chentages 2001. 

Der Begriff „Weiter 
Raum" steht nicht für Gren- 
zenlosigkeit. Jeder Raum 
hat seine Grenzen. Grenzen, 
die von Gott gerade für den 
Menschen gezogen wurden. 

Manche Grenzen erfährt 
man früher, manche später. 
Oft sind die Grenzen für uns 
Menschen auch nur zu erta- 
sten und zu erfühlen, doch 
sie sind da. Sie schützen uns 
und geben uns Halt, wenn 
wir sie greifen. Sie schützen 
uns vor anderen und vor uns 
selbst. 

Eine wesentliche Grenze 
ergibt sich aus der Unantast- 
barkeit der Würde derjeni- 
gen, die Gott in die Weite des 
Raums gestellt hat. In dieser 
Weite des Raumes ist für 
Christen Artikel 1 Grundge- 
setz eine Grundorientierung 
und Grundsicherheit, die al- 
len Menschen gilt. 

„Die Würde des Men- 
schen ist unantastbar." 

Dieser fundamen- 
tale Grundsatz - fest- 
geschrieben im 
Grundgesetz und in 
der Europäischen 
Grundrechtecharta - 
formuliert und sichert 
den grundlegenden 
Schutz des Menschen. 
Der Mensch wird 

durch diesen Grundsatz zum 
Rechtssubjekt. 

Als Individuum ist jeder 
Mensch darauf angewiesen, 
Glied einer Gemeinschaft zu 
sein, die ihn als Person aner- 
kennt und achtet. 

Der Mensch als Person ist 
nicht durch seine Leistun- 
gen definiert, sondern durch 
sein Gottesverhältnis. Seine 
Würde ist ihm durch Gott 
verliehen. 

Der Staat und seine Bür- 
gerinnen und Bürger haben 
die Aufgabe und die Pflicht, 
alles zu unternehmen, dass 
jeder Mensch als Rechtssub- 
jekt in Erscheinung treten 
kann. Wenn dem Menschen 
diese Möglichkeit, Rechts- 
subjekt zu sein, geraubt 
wird, wird er zum bloßen 
Objekt. 

Bisher besteht Konsens, 
dass der Mensch nie Objekt 
oder bloßes Mittel zum 
Zweck werden darf. Der 
Mensch muss immer Sub- 
jekt bleiben. 

Dieser Konsens darf 
nicht gefährdet, geschweige 
denn aufgehoben werden. 
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Wir stimmen mit dem Bun- 
despräsidenten überein, 
wenn er sagt: „Ich erinnere 
immer wieder daran, dass 
die Geschichte uns hilft - 
nicht nur uns Deutschen -, zu 
begreifen, was geschieht, 
wenn Maßstäbe verrückt 
werden, wenn Menschen 
vom Subjekt zum Objekt ge- 

gesetzlich gesicherten Frei- 
heit der Forschung die ent- 
scheidende Grenze gesetzt 
und klargestellt: Der Schutz 
menschlicher Embryonen 
darf nicht eingeschränkt 
werden. Es muss Konsens 
bleiben: Die Forschung ist 
für den Menschen da und 
nicht   umgekehrt.   Darum 

macht werden. Wer einmal 
anfängt, menschliches Le- 
ben zu instrumentalisieren, 
wer anfängt, zwischen le- 
benswert und lebensunwert 
zu unterscheiden, der ist auf 
einer Bahn ohne Halt. Die 
Erinnerung daran ist ein 
immerwährender Appell: 
Nichts darf über die Würde 
des einzelnen Menschen ge- 
stellt werden. 

Sein Recht auf Freiheit, 
auf Selbstbestimmung und 
auf Achtung seiner Würde 
darf keinem Zweck geopfert 
werden." 

Damit ist auch der ein- 
deutig bejahten und grund- 

lehnen wir, wie auch der Rat 
der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, gezielte Ein- 
griffe an menschlichen Em- 
bryonen, die ihre Schädi- 
gung oder Vernichtung in 
Kauf nehmen, ab. 

Mit dem Vorrang des 
Schutzes der Würde des 
Menschen sind die Herstel- 
lung menschlicher embryo- 
naler Stammzellen zu For- 
schungszwecken, die Frei- 
gabe embryonaler Stamm- 
zellen aus sogenannten 
„überzähligen Embryonen" 
und die Präimplantations- 
diagnostik nicht zu verein- 
baren. 

Auch wir wissen um die 
Hoffnung auf Heilung von 
schweren Krankheiten, die 
sich mit den neuen Entwick- 
lungen in der Forschung er- 
geben kann. Wir vertrauen 
darauf, dass unsere Wissen- 
schaftlerinnen und Wissen- 
schaftler gerade im Bereich 
der Bio- und Gentechnologie 
Wege finden werden, um 
diese berechtigten Hoffnun- 
gen unserer Mitbürgerinnen 
und Mitbürger zu erfüllen, 
auch ohne dass menschliches 
Leben getötet werden muss. 

Wir begrüßen ausdrück- 
lich, dass Deutschland - 
durch die Forschungspolitik 
der christdemokratisch ge- 
führten ehemaligen Bundes- 
regierung - die Nummer eins 
in der Bio- und Gentechno- 
logie in Europa geworden 
ist. Das soll auch so bleiben, 
selbst wenn in diesem Be- 
reich Grenzen zum Schutz 
des Menschen auch vor den 
Folgen seiner Forschung ge- 
zogen werden müssen. 

Wir sind davon über- 
zeugt, dass Freiheit der Wis- 
senschaft und Fortschritt der 
Technik nur dort wirksam 
werden können, wo die 
Würde des Menschen re- 
spektiert und die Grenze an- 
erkannt wird. Gerade in dem 
weiten Raum, in den Gott 
uns gestellt hat, kann Frei- 
heit nur gelebt werden, wenn 
Grundwerte anerkannt und 
Grenzen geachtet werden. 
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WIRTSCHAFTLICHE   ENTWICKLUNG 

Der Markt schlägt zurück 
Die Konjunkturflaute hat 
Deutschland wesentlich 
stärker erwischt als bisher 
angenommen. 

Sowohl das renommierte 
"irtschaftsforschungsinsti- 

Uit HWWA in Hamburg als 
auch das Kieler Institut für 
Weltwirtschaft korrigierten 
ihre Wachstumsvorhersa- 
gen für das laufende Jahr 
klar nach unten. Gingen die 
Prognosen des Kieler Welt- 
^irtschaftsinstituts und des 
ttamburgischen Weltwirt- 
schaftsarchivs im Früh- 
Jährsgutachten noch von 2,1 
Dozent Wachstum in 
Deutschland aus, korrigier- 
ten die Hamburger Experten 
auf 1,7 Prozent, die Kieler 
sogar auf 1,3 Prozent. 

Der Bundesverband 
deutscher Banken schloss 
sich der Analyse der Wirt- 
Schaftsinstitute an, dass das 
v°n der Regierung Schrö- 
ter vorhergesagte Wirt- 
schaftswachstum von zwei 
Prozent kaum noch zu er- 
teichen ist. 

Patale Arbeitsmarkt- 
situation 

Die Wirtschaftsexper- 
eri beider Institute bezwei- 
e'n außerdem, dass bei der 

sich abzeichnenden Ent- 
wicklung das von der Re- 
gierung Schröder angekün- 
digte Ziel, die Arbeitslo- 
senzahl zu senken, erreicht 
wird. Die Zahl der Arbeits- 
losen wird nach Kieler Pro- 
gnosen im Schnitt bei 3,81 
Millionen liegen. Der Lei- 
ter der Konjunkturabtei- 
lung des Kieler Instituts, 
Joachim Scheide, erklärte, 
die Bundesregierung wer- 
de ihr Ziel verfehlen. Das 
Hamburger Institut rechnet 
sogar mit 3,83 Millionen 
Arbeitslosen. Die arbeits- 
marktpolitische Zielset- 
zung der Bundesregierung 
sei utopisch. Sie werde es 
ohne statistische Kosmetik 
sogar deutlich verfehlen, 
sagte der Präsident des 
HWWA, Thomas Straub- 
haar. 

Schwaches 
Wirtschaftswachstum 

Das Wirtschaftswachs- 
tum des Jahres 2001 werde 
zu schwach sein, um für 
eine durchgreifende Besse- 
rung am Arbeitsmarkt zu 
sorgen, stellte der Bundes- 
verband deutscher Banken 
fest. Der hessische Landes- 
zentralbank-Chef,       Hans 

Reckers, schloss sogar eine 
Rezession nicht aus. Der 
wirtschaftliche Abschwung 
sei nicht nur mit der welt- 
weiten konjunkturellen Ab- 
schwächung zu begründen. 
Es sei vor allen Dingen die 
negative Kombination zwi- 
schen schwachem privaten 
Konsum und steigenden 
Sparquote. Nach den Wirt- 
schafts- und Bankinstituten 
beurteilen auch die Finanz- 
marktexperten die Kon- 
junkturaussichten deutlich 
schlechter. Analysten des 
Zentrums für europäische 
Wirtschaftsforschung zu- 
folge, werden die Wachs- 
tumserwartungen im Juni 
sinken. Eine Erholung der 
Konjunkturstimmung sei 
nicht zu erwarten. 

Inflation steigt 

Unterdessen ist die 
Inflationsrate im Euro- 
Raum erstmals in der 
Geschichte des gemein- 
samen Währungsraumes 
über drei Prozent gestie- 
gen. Wie das Statistische 
Amt der Europäischen Ge- 
meinschaften mitteilte, 
kletterte die Inflation auf 
einen Rekordwert von 3,4 
Prozent. Der größte Eu- 
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rostaat Deutschland lag 
mit einer Inflationsrate mit 
3,6 Prozent sogar über dem 
Durchschnitt. Die Infla- 
tion liegt damit weit über 
der Marke von 2,0 Prozent, 
die die Europäische Zen- 
tralbank als Grenzwert von 
Preisstabilität betrachtet. 
Als Grund für den starken 
Anstieg für die Inflation 
nannte das Statistische 
Amt die explodierenden 
Kosten für Heizenergie, 
Sprit sowie für Fleisch, 
Gemüse und Obst. 

Arbeitsmarktprognose 
hinfällig 

Unterdessen hat auch 
ein Minister der Regierung 
Schröder eingeräumt, dass 
das Wachstum der deut- 
schen Wirtschaft weit ge- 
hend zum Erliegen gekom- 
men ist. Bei einer Tagung 
des Mineralölwirtschafts- 
verbandes sagte Bundes- 
wirtschaftsminister Wer- 
ner Müller, im laufenden 
zweiten Quartal könnte 
sich ein Nullwachstum er- 
geben. „Wenn es so kom- 
men sollte, wird ein 
Wachstum von zwei Pro- 
zent für das Gesamtjahr 
2001 nur sehr schwer zu er- 
reichen sein". Damit wäre 
auch die Arbeitsmarktpro- 
gnose der Regierung hin- 
fällig. 

HANSJURGEN   DOSS: 

Wachstumsprognosen: 
Quittung für Rot-Grün 

Die konjunkturelle Ent- 
wicklung folgt nicht der 
Schönrederei der Bundes- 
regierung, sondern Geset- 
zen, die schon in volks- 
wirtschaftlichen Prosemi- 
naren gelernt werden. 

Die Wachstumsprogno- 
sen zwischen 1,3 und 1,7 
Prozent sind die Quittung 
für die rot-grüne Bundesre- 
gierung und deren Versuch, 
ihre schon im Ansatz 
falsche Politik gegen den 
Markt durchzusetzen. 

Solange Bundeskanzler 
Schröder und Finanzmini- 
ster Eichel Steuerpolitik nur 
als Instrument zur Regelung 
der Staatseinnahmen be- 
greifen, wird die gegenwär- 
tige Konjunkturschwäche 
nicht nur anhalten, sondern 
zur Krise auswachsen. Die 
Signale des Marktes sind 
eine dringende Aufforde- 
rung, sich auf die Gestal- 
tungs- und Steuerungsfunk- 
tion der Steuerpolitik zu be- 
sinnen. 

Schwache 
Binnenkonjunktur 

Die Schwäche der Bin- 
nenkonjunktur und die In- 

vestitionsschwäche der klei- 
nen und mittelständischen 
Unternehmen in Deutsch- 
land sind dafür verantwort- 
lich, dass die weltwirt- 
schaftlichen Schwankun- 
gen so unmittelbar durch- 
schlagen und die Konjunk- 
tur dämpfen. 

Ökosteuer muss weg 

Die Stärkung von Bin- 
nenkonjunktur und Investi- 
tionskraft ist daher das 
einzige Rezept, um der 
Abwärtsentwicklung, die 
durch die aktuelle Teue- 
rungsrate noch beschleunigt 
wird, entgegenzuwirken. 

Als Sofortmaßnahme emp- 
fiehlt dieses Rezept: Weg 
mit der Ökosteuer und Vor- 
ziehen der Steuerentlastung 
für den Mittelstand von 
2005 auf 2002. 
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FU-Postkarten-Set 
1 Set = 20 Postkarten/4 Motive ä 5 x 
Bestell-Nr.: 9573 
je Set: 23,00 DM (11,76 EURO) 

Broschüre (DIN A4) 
„Fakten & Positionen - 

Konjunktur und Arbeitsmarkt" 
Bestell-Nr.: 5748 

25 Expl.: 22,00 DM (11,25 EURO) 

KONJUNKTUR 

BURGER sjr STAAT 

Eine AKTION DER CDU ZUM 
INTERNATIONALEN JAHR DER 

FREIWILLIGEN« 2001 

Aktionsleitfaden 

ARBEITSMARKT 

CDU 

CDU 
x- 

Aktionsleitfaden Ehrenamt (DIN A4) 
„Bürger machen Staat" 
Bestell-Nr.: 4711 
20 Expl.: 28,00 DM (14,32 EURO) 

UID 19/2001-21 



ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Für iVi\ f'AYA\\\VA\vYAYAirjiyZ YA\t <Aif ix)ü 

CDU-Sonnenschirm 
Bestell-Nr. 0458 
Durchmesser 180 cm 
1 Expl. 75,00 DM 
(38,35 EURO) 

Füllständer 
Bestell-Nr. 0459 
1 Expl. 12,80 DM 
(6,54 EURO) 

CDU-Kugelschreiber 
Bestell-Nr. 9102 
100 St.: 36,00 DM 
(18,41 EURO) 

CDU-Stehtisch 
Bestell-Nr. 0348 
Höhe ca. 110 cm 
Durchmesser 85 cm 
1 Expl. 98,00 DM 
(50,11 EURO) 

Einkaufswagen- 
Chip 
Bestell-Nr.: 9070 
100 Expl.: 50,00 DM 
(25,56 EURO) 

CDU-Feuerzeug 
Bestell-Nr. 9506 
25 St.: 23,75 DM 
(12,14 EURO) 

ausnahmsweise MAL WAS SCHÖNES 
IN ROT-GRUN. 

CDU 

Postkarte: 
„ausnahmsweise mal was 
Schönes in rot-grün" 
Bestell-Nr.: 9618 
Preis je 250 Expl.: 35,00 DM 

(17,90 EURO) 

Gummibärchen-Minitüten 
1 Runddosemit 100 Tütchen 
Bestell-Nr.: 9547 
Je Runddose: 19,90 DM 
(10,17 EURO) 

CDU-Papierfähnchen 
Bestell-Nr. 9426 
1000 St.: 110,00 DM 
(56,24 EURO) 

BESTELL- 
ANSCHRIFT 

IS-Versandzentruni 

Postfach 1465 
59306 Ennigerloh 

Telefax 02524191131° 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmatW ,/• 
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formtet fkt *m Wmmx% wtit itr tW> 

CDU-Beach-Volleyball 
Bestell-Nr.: 9158 
Preis je Ball: 21,60 DM 
(11,04 EURO) 

CDU-Strandtuch 
Größe 0,70 x 1,40 m 
Bestell-Nr.: 9458 
Preis je Expl.: 19,90 DM 
(10,17 EURO) 

CDU-Wasserball 
Bestell-Nr.: 9778 
Preis je 10 Expl.: 20,00 DM 
(10,23 EURO) 

Wasserspritz- 
tierchen 
Bestell-Nr.: 9559 
30 Stück: 29,95 DM 
(15,31 EURO) 

Baseball-Cap 
Bestell-Nr.: 9656 
Preis je Expl.: 9,00 DM 
(4,60 EURO) 

CDU-Seemanns- 
rucksack 
Verpackungs- 
einheit: 1 Expl. 
Preis je Expl. 34,00 
DM (17,38 EURO) 
Bestell-Nr. 9661 

(blau) 
Bestell-Nr. 9662 

(gelb) 
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